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„[…] what makes the situation in Kosovo unique is the executive 
authority of international actors. This means that the rule of law in 
Kosovo is not only promoted but also enforced“*

*  Sannerholm, in: Zürn/​Nollkaemper/​Peerenboom (Hrsg.), Rule of Law Dynamics, 252 (276).
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Einleitung

Im Namen der Friedenssicherung, der Menschenrechte und der Rechtsstaat-
lichkeit entsenden internationale Organisationen Verwaltungsmissionen in 
Konfliktregionen, die – zumindest für einen Übergangszeitraum – hoheitliche 
Aufgaben wahrnehmen und hierdurch den Territorialstaat ganz oder teilweise 
ersetzen. Seit Anfang der 2000er Jahre ist auch die EU in diesem Bereich ver-
stärkt tätig. Die an entsprechende EU‑Missionen in sog. „modernen Protek-
toraten“1 zu stellenden Rechtmäßigkeitsanforderungen sollen im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit anhand der Rechtsstaatlichkeitsmission der Europäischen 
Union im Kosovo, der sog. EULEX‑Mission, untersucht werden.

A.  Forschungsgegenstand und Fragestellung

Die zentrale Fragestellung im Zusammenhang mit internationalen Territorial-
verwaltungen ist die der Legitimation entsprechender Einsätze im weiten Sinn.

Die Legitimationsfrage stellt sich zunächst auf der Ebene der rechtlichen 
Kompetenzgrundlagen für die Entsendung einer Verwaltungsmission auf Dritt-
territorium. Mit anderen Worten geht es zunächst um die Frage, ob und bejahen-
denfalls unter welchen rechtlichen Voraussetzungen eine internationale Organi-
sation oder ein sonstiges Völkerrechtssubjekt befugt ist, hoheitliche Aufgaben 
auf Drittgebieten zu übernehmen.

In einem zweiten Schritt stellt sich die Legitimationsfrage auf der Ebene 
der rechtlichen Rahmenbedingungen für das eigentliche Handeln einer bereits 

1  Salamun, Democratic Governance, S. 15 ff.; Ruffert, ICLQ 50 (2001), 613 (628); vgl. 
auch Heintze, in: Epping/​Heintze (Hrsg.), Staatlichkeit, 11 (19); Wählisch, in: Tomuschat 
(Hrsg.), Weltordnungsmodelle, 163 ff.; Pula, in: Atasoy (Hrsg.), Transformations, 227 (238); 
Kondoch, in: White/​Klaasen (Hrsg.), Post-conflict situations, 19 (24); Oeter, in: Fischer/​
Froissart/​Heinegg (Hrsg.), Krisensicherung, 427 (428); Clewing/​Reuter, in: Clewing/​Reu-
ter (Hrsg.), Kosovo-Konflikt, 9 (12); Cadier, Transatlantic Security Paper (June 2011), 1 (5); 
Richter, Südosteuropa 59 (2011), 448 (451), spricht bei der EULEX‑Mission von der „Pro-
tektoratsmacht“. Kritisch zur Verwendung des Wortes „Protektorat“ in dem Kontext von Frie-
denssicherungsmissionen siehe Smyrek, Internationally Administered Territories, S. 27; Stahn, 
International Territorial Administration, S. 46 ff.; Brabandere, Post-conflict Administrations, 
S. 80; Tielsch, UN‑Verwaltung, S. 82 f.; Zeh, Übergangsrecht, S. 94 f. Zu der im 19. und zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts entwickelten Figur des „Protektorats“ Hennes, Hoheitsgewalt, 
S. 60 ff.; Preuß, IP 17 (2007), 32 (35 f.).
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auf Drittterritorium eingesetzten Übergangsverwaltung. Hierbei geht es im We-
sentlichen um die Frage, wie die Verwaltungsmission die ihr übertragenen Auf-
gaben im Einsatzgebiet wahrzunehmen hat bzw. an welche rechtlichen Vor-
gaben sie dabei gebunden ist.

Bezogen auf EU‑Verwaltungsmissionen stellt sich die Legitimationsfra-
ge ebenfalls zunächst auf der Ebene der Kompetenzgrundlagen. Ist die EU als 
Rechtsgemeinschaft sui generis und zugleich als Teil des Völkerrechtssystems 
dazu befugt, staatliche Aufgaben auf Drittgebieten zu übernehmen, und falls ja, 
unter welchen rechtlichen Bedingungen? Auf einer zweiten Ebene stellt sich 
dann die Frage nach den rechtlichen Rahmenbedingungen für das eigentliche 
Handeln der EU vor Ort. An welchen rechtlichen Vorgaben ist eine EU‑Verwal-
tungsmission im Einsatzgebiet gebunden bzw. welchen rechtlichen Standards 
muss sie genügen?

Überzeugende Antworten auf beide Fragen bereitzustellen ist von zentraler 
Bedeutung für die Glaubwürdigkeit friedenssichernden Handelns der EU, nicht 
zuletzt auch aus Sicht der den  – im Regelfall  – umfangreichen Befugnissen 
der EU‑Verwaltungsmissionen unterworfenen Bevölkerung im verwalteten Ge-
biet. Die EU begreift sich als Rechtsgemeinschaft und unterwirft sich bei der 
Ausübung ihrer supranationalen Hoheitsgewalt innerhalb des EU‑Territoriums 
rechtsstaatlichen und grundrechtswahrenden Prinzipien. Die EU würde den ei-
genen rechtsstaatlichen Postulaten widersprechen, wenn sie ihr hoheitliches 
Handeln außerhalb ihrer Grenzen von einer Bindung an jenen Rechtsprinzipien 
freistellen würde, denen sie sich innerhalb des EU‑Raums verschrieben hat.

Der Bedarf nach überzeugenden Antworten auf die obigen Legitimations-
fragen stellt sich viel dringender angesichts des sehr ehrgeizigen und umfang-
reichen Engagements der EU im Kosovo im Rahmen der EULEX‑Mission dar. 
Die EULEX‑Mission stellt ein Novum in der sicherheits- und verteidigungs-
politischen Praxis der EU dar. Denn keine Friedensmission der EU wurde bis-
her mit der Ausübung derart weitgehender Befugnisse auf Drittgebiet betraut2.

Seit Anfang 2008 ist die EULEX‑Mission als Teil der EU‑Präsenz3 im Ko-
sovo mit Polizisten, Richtern, Staatsanwälten, Strafvollzugsbeamten, Zöllnern 

2  Die EU hatte von Mitte 1994 bis Mitte 1996 die Stadtverwaltung von Mostar (Euro-
pean Union Administration of the City of Mostar, EUAM) übernommen, um eine einheitliche, 
multiethnische und dauerhafte Verwaltung der von Kroaten und Bosniaken geteilten Stadt der 
Föderation Bosnien-Herzegowina zu ermöglichen. Die EUAM wurde auf Grundlage des Mem-
orandum of Understanding v. 5. Juli 1994 mit administrativen und legislativen Kompetenzen 
ausgestattet. Allerdings durfte der berufene EU‑Administrator nur mit der Zustimmung der 
Konfliktparteien agieren. Zu dieser Zeit verfügte die EU selbst noch nicht über eigene ope-
rative Fähigkeiten, daher ersuchte sie die Westeuropäische Union (WEU), die EUAM durch 
das Abstellen eines Polizeikontingentes zu unterstützen, siehe dazu Hummer, in: Bendek/​Isak/​
Kicker (Hrsg.), International and European Law, 377 ff.; Zeh, Übergangsrecht, S. 22 f.; Stahn, 
International Territorial Administration, S. 301 ff.

3  Die EU‑Präsenz im Kosovo basiert auf drei Säulen: Die erste Säule bildet der EU‑Son-
derbeauftragte (EUSR), der eine Zeit lang auch als Internationaler Zivilbeauftragter (ICR) 
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und anderem Fachpersonal tätig4, und gilt damit als der größte zivile Einsatz in 
der Geschichte der EU. In dessen Rahmen werden einerseits die Institutionen 
des Kosovo beobachtet, beraten und angeleitet, um rechtstaatliche, multieth-
nische und stabile Strukturen im Sinne einer langfristigen Friedenssicherung 
auf dem Gebiet des Kosovo aufzubauen. Andererseits nehmen EULEX‑Mit-
arbeiter sowohl eigenständig als auch in Zusammenarbeit mit lokalen Amts-
trägern grundlegende innerstaatliche hoheitliche Aufgaben im Kosovo wahr, so 
u. a. die Durchführung von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Strafverfol-
gung sowie die Rechtsprechung5.

Die rechtswissenschaftliche Diskussion zu internationalen Übergangsver-
waltungen im Allgemeinen6 und speziell zur EULEX‑Mission7 wird – soweit 

fungierte und das – im September 2012 aufgelöste – Internationale Zivilbüro (ICO) leitete, 
siehe Gemeinsame Aktion 2008/123/GASP des Rates v. 4. Februar 2008 zur Ernennung eines 
Sonderbeauftragten der Europäischen Union im Kosovo, ABl. EU L 42, S. 88; vgl. Kursani, 
EULEX, S. 8; Spernbauer, EU Peacebuilding, S. 72 f. Die EULEX‑Mission stellt den zwei-
ten Pfeiler der EU‑Präsenz im Kosovo dar. Als dritte Säule fungiert das EU‑Verbindungsbüro 
im Kosovo (EUO), das die Hilfsprojekte der EU‑Kommission zum Kapazitätsaufbau verwal-
tet. Im Februar 2012 wurden das Verbindungsbüro der EU‑Kommission und das Büro des 
EUSR zusammengelegt, siehe EuRH, Sonderbericht Nr. 18/2012 v. 30. Oktober 2012 (siehe 
bei „Materialienverzeichnis“, S. 562), Ziff. 78; EU‑Kommission, Machbarkeitsstudie für ein 
SAA zwischen der EU und Kosovo, Dok. COM(2012) 602 final vom 10. Oktober 2012, S. 7.

4  Die Personalstärke der EULEX‑Mission betrug ursprünglich ca. 300 Mitarbeiter. Nach-
dem die Mission am 6. April 2009 ihre vollständige Einsatzfähigkeit erreicht hat, schwankte 
die Zahl des EULEX‑Personals zwischen ca. 2.400 und 2.850 Mitarbeitern, siehe Berichte des 
UN‑Generalsekretärs über die Übergangsverwaltung der UN im Kosovo ab dem Jahr 2009 
sowie die daran angehängten Berichte des Hohen Vertreters der EU für GASP über die Tä-
tigkeiten der EULEX‑Mission (siehe bei „Materialienverzeichnis“, S. 557). Im August 2019 
waren insgesamt etwa 500 EULEX‑Mitarbeiter im Kosovo tätig, siehe die Internetseite der 
EULEX‑Mission, abrufbar unter: http://www.eu​lex-kosovo.eu/?page=2,16 (letzter Zugriff am 
1. August 2019).

5  Siehe ausführlich dazu unten S. 50 ff.
6  Zur Frage, ob eine internationale Organisation originär staatliche Aufgaben zur Befrie-

digung des Konfliktgebiets übernehmen darf und wie eine derartige Friedenssicherungsmis-
sion innerhalb des Systems der UN‑Charta einzuordnen ist, siehe Stahn, International Ter-
ritorial Administration, S. 415; Tielsch, UN‑Verwaltung, S. 81 ff.; Blatt, in: Epping/​Heintze 
(Hrsg.), Staatlichkeit, 127 ff.; Payandeh, HuV 18 (2005), 253 ff.; Oeter, FW 80 (2005), 41 
(44 ff.); Keller, UN‑Basis-Informationen 39 (August 2008), 1 ff.; Ferdowsi/​Matthies, in: Fer-
dowsi (Hrsg.), Den Frieden gewinnen, 14 (31 ff.); Cameron, Accountability, S. 16 ff.; Wilde, 
AJIL 95 (2001), 583 ff.; Brabandere, Post-conflict Administrations, S. 55 ff.; Crawford, Cre-
ation, S. 559 f. Zur Wiederherstellung der Rule of Law als Ziel der internationalen Territorial-
verwaltung siehe Quenivet, in: Knoops/​Arnold (Hrsg.), Practice 35 ff.; Tondini, PDU 3 (2006) 
83 ff.; Howard, in: Howard/​Oswald (Hrsg.), Challenges, S. 23 ff. (insbesondere Beitrag von 
Nina Lahoud, S. 127 ff.); Wierse, Post-Conflict, S. 175 ff.; Heintze, in: Epping/​Heintze (Hrsg.), 
Staatlichkeit, 11 (23). Zur Etablierung von Menschenrechtsstandards siehe Schaller, Peace-
building, S. 30 f.; Kondoch, in: White/​Klaasen (Hrsg.), Post-conflict situations, 19 (27 ff.). Zur 
Justice-Vorgabe siehe Chesterman, Justice, S. 1 ff. Zur Demokratieförderung in Nachkonflikt-
gesellschaften Grimm, Demokratie, S. 17 ff., bzgl. des Kosovo siehe S. 208 ff.; Schaller, Peace-
building, S. 27 f. Zu den rechtlichen Grenzen des Handelns der UN bzw. des UN‑Sicherheits-
rates im Rahmen einer internationalen Territorialverwaltung, insbesondere zur Beachtung der 
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ersichtlich – überwiegend aus Perspektive der völkerrechtlichen Legitimation 
der jeweiligen Verwaltungseinsätze geführt. Dies kommt in Hinblick auf die 
EULEX‑Mission nicht von ungefähr, da die völkerrechtliche Rechtmäßigkeit 
dieses Einsatzes höchst umstritten ist.

Die vorliegende Arbeit nimmt diese Diskussion auf und erweitert die ent-
sprechende Fragestellung um die europa- und verwaltungsrechtliche Perspek-
tive. Neben den Fragen der völker- und europarechtlichen Kompetenzgrund-
lagen für die Einsetzung der EULEX‑Mission im Kosovo wird vor allem der 
Frage nach der Rechtmäßigkeit des Handelns der EULEX‑Mission angesichts 
der konkreten Verwaltungssituation nachgegangen, die bislang nur rudimentär 
Gegenstand rechtswissenschaftlicher Überlegungen geworden ist8.

In der vorliegenden Arbeit sollen daher zunächst auf abstrakter Ebene aus 
den allgemeinen rechtlichen Bindungen der EU völker- und europarechtlichen 
Ursprungs speziell auf hoheitlich tätige zivile Missionen bezogene rechtliche 
Vorgaben herausgearbeitet werden, anhand deren sodann die EULEX‑Mission 
sowie weitere künftige EU‑Missionen dieser Art gemessen werden sollen.

B.  Gang der Untersuchung

Der erste Teil der Arbeit widmet sich der EULEX‑Mission als Phänomen der 
Ausübung von Hoheitsgewalt durch die EU außerhalb ihrer Grenzen. Nach 
einem kurzen Überblick über den historischen Hintergrund des Kosovokon-
flikts und den Aufbau der internationalen Zivilpräsenz im Kosovo werden so-

Menschenrechte, der staatlichen Souveränität und des Selbstbestimmungsrechts der Völker, 
siehe Kiderlen, Verwaltung von Krisengebieten, S. 231 ff.; Feinäugle, Hoheitsgewalt, S. 75 ff.; 
Devereux, in: Bowden/​Charlesworth/​Farrall (Hrsg.), Rebuilding Societies, 198 ff.; Brabande-
re, Post-conflict Administrations, S. 95 ff.; Bothe, in: Howard/​Oswald (Hrsg.), Rule of Law, 
265 ff.; Muharremi, Treuhandverwaltung, S. 78 ff., 105 ff.; Smyrek, Internationally Adminis-
tered Territories, S. 28 ff.; Wierse, Post-Conflict, S. 191 ff.

7  Richter, in: Asseburg/​Kempin (Hrsg.), ESVP‑Missionen 32 ff.; Spernbauer, EU Peace-
building, S. 195 ff.; Grevi, in: Grevi/​Helly/​Keohane (Hrsg.), ESDP, 353 ff.; Reich, UNMIK, 
S. 280 ff.; Weber, JURA (2009), 529 ff.; Wet, AJIL 103 (2009), 83 ff.; Odendahl, SZIER 19 
(2009), 359 ff.; Spernbauer, GLJ 11 (2010), 769 (776 ff.); Orakhelashvili, MPUNYL 12 (2008), 
1 (36 ff.); Richter, Südosteuropa 59 (2011), 448 (452 ff.); Muharremi, ZaöRV 70 (2010), 357 
(365 ff.); Schaller, AVR 46 (2008), 131 (155 ff.); Breitwieser, in: Chiari/​Keßelring (Hrsg.), 
Kosovo, 137 (149 f.); Deimel/​Schmidt, spotlight europe (Januar 2009), 1 ff.; Calic, IP 6 (2008) 
26 (31).

8  Zu völkerrechtlichen Standards internationaler Administration am Beispiel der UN-
MIK‑Mission Reich, UNMIK, S. 109 ff.; siehe auch Frowein, in: Trute/​Groß/​Röhl (Hrsg.), 
Verwaltungsrecht, 333 (337 ff.). Feinäugle, Hoheitsgewalt, S. 75 ff., untersucht rechtliche Vor-
gaben für die Ausübung von Hoheitsgewalt im Kontext der internationalen Terrorismusbe-
kämpfung. Zur Legitimation grenzüberschreitender Verwaltungszusammenarbeit am Bei-
spiel des Lebensmittelhandels zwischen der EU und Drittstaaten Meyer, Souveränitätsprinzip, 
S. 216 ff.
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wohl das Mandat der EULEX‑Mission als auch dessen praktische Umsetzung 
umfassend beleuchtet. Darüber hinaus wird das Handeln der EULEX‑Mission 
unter dem Aspekt der Ausübung von Hoheitsgewalt untersucht.

Ziel des zweiten Teils der Arbeit ist es, den rechtlichen Rahmen zu identifi-
zieren, in dem sich eine verwaltend tätige Mission der EU, darunter auch die 
EULEX‑Mission, bewegen muss. Diesbezüglich werden die rechtlichen Maß-
stäbe für hoheitliches Handeln der EU jenseits ihrer Grenzen erarbeitet, sowohl 
aus völkerrechtlicher als auch aus europarechtlicher Sicht. Dabei werden so-
wohl die Einsetzung einer EU‑Territorialverwaltung auf Drittterritorium als 
auch die Ausübung hoheitlicher Befugnisse durch diese im Einsatzgebiet in den 
Blick genommen.

Das Verhältnis dieser abstrakten Standards legitimen EU‑Verwaltens zum 
tatsächlichen EULEX‑Verwaltungshandeln im Kosovo ist dann Gegenstand der 
Untersuchung im anschließenden dritten Teil der Arbeit. Es wird untersucht, 
ob der Entsendung der EULEX‑Mission eine ausreichende völker- und eu-
roparechtliche Kompetenzgrundlage zugrunde liegt sowie, ob das hoheitliche 
Handeln der EULEX‑Mission im Kosovo gemessen am Maßstab der im vo-
rangegangenen Teil herausgearbeiteten rechtlichen Vorgaben als rechtmäßig zu 
beurteilen ist.

C.  Quellen

Zur Aufklärung der zum Teil verwirrenden völkerrechtlichen Lage der EU-
LEX‑Mission wurden neben der Auswertung der zur Verfügung stehenden 
Rechtsquellen (Rechtsakte der EULEX‑Mission sowie UN‑Dokumente, darun-
ter insbesondere die Berichte des UN‑Generalsekretärs) und der relevanten völ-
ker- und europarechtlichen Literatur auch Experteninterviews mit den zustän-
digen Beamten des Generalsekretariats des Rates der EU und des Juristischen 
Dienstes der Europäischen Kommission durchgeführt. Diese fanden im Janu-
ar 2009 in Brüssel statt. Weitere Gespräche mit Vertretern von EU‑Institutio-
nen, insbesondere mit Mitarbeitern des 2010 gegründeten Europäischen Aus-
wärtigen Dienstes (EAD) und des ihm untergliederten Zivilen Planungs- und 
Durchführungsstabs (CPCC) sowie mit Mitarbeitern des Ausschusses für die 
zivilen Aspekte der Krisenbewältigung (CIVCOM) wurden im März 2013 ge-
führt, nachdem die EULEX‑Mission Mitte 2012 verschiedene Umstrukturie-
rungen erfahren hatte.

Zur Ermittlung der tatsächlichen Umsetzung des Mandats der EULEX‑Mis-
sion in der Praxis wurden neben den Berichten und den Pressemitteilungen der 
EULEX‑Mission Berichte des UN‑Generalsekretärs sowie die vorhandene Se-
kundärliteratur ausgewertet. In diesem Zusammenhang fanden zudem empiri-
sche Untersuchungen vor Ort im Kosovo statt: Im Rahmen von Forschungsauf-
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enthalten im Juni 2009 und im Dezember 2012 in Pristina und den nördlichen 
Provinzen des Kosovo wurden zahlreiche Interviews mit Mitarbeitern der EU-
LEX‑Mission durchgeführt, u. a. mit Juristen und politischen Beratern aus dem 
Leitungsstab der Mission sowie mit EULEX‑Richtern, -Polizisten, -Staats-
anwälten und -Zöllnern. Darüber hinaus wurden Gespräche mit ehemaligen 
EULEX‑Mitarbeitern geführt9.

D.  Begrifflichkeiten

Der Begrif﻿f „Verwaltung“ ist im Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht mit 
der Exekutive im staatsrechtlichen Sinne gleichzusetzen. Vielmehr bezeichnet 
er die Ausübung jeglicher Form von Hoheitsgewalt10, insbesondere die Kom-
petenz der Mission, eigenständig operativ tätig zu werden und einseitige rechts-
verbindliche Entscheidungen gegenüber einzelnen Personen zu treffen, was 
auch judikative Handlungsformen umfasst11. Dieses Verständnis des Begriffs 
„Verwaltung“ wird auch den hier verwendeten Termini „Verwaltungsmission“ 
und „Verwaltungshandeln“ zugrunde gelegt.

Als „Verwaltungsmission“ der EU werden in der vorliegenden Arbeit sol-
che zivile EU‑Missionen im Rahmen der GSVP bezeichnet, die staatliche Be-
fugnisse und Aufgaben innerhalb eines Drittterritoriums, d. h. außerhalb des 
EU‑Raums, wahrnehmen. Es wird nicht zwischen Missionen unterschieden, die 
mit der eigenverantwortlichen Ausübung sämtlicher staatlicher Befugnisse be-
traut sind, und solchen, die nur sektoral Verantwortung übernehmen, d. h. nur in 
bestimmten Gebieten bzw. nur teilweise Verwaltungstätigkeit ausüben.

Zur Bezeichnung der Ausübung originär staatlicher Funktionen im Rahmen 
einer Friedenssicherungsmission12 werden in der Literatur neben der Defini

9  Sofern der entsprechende Austausch telefonisch oder per E‑Mail erfolgte, wird aus-
nahmsweise in der vorliegenden Arbeit lediglich der Zeitpunkt des stattgefundenen Gesprächs 
ohne Ortsangabe ausgewiesen. In Hinblick auf die Auskunft interviewter Personen, die zum 
Zeitpunkt des Gesprächs in Brüssel bzw. im Kosovo als EULEX‑Mitarbeiter bzw. Mitarbeiter 
einer der EU‑Institutionen tätig waren, wird zudem auch der Ort des Interviews in der Fuß-
note angegeben.

Im Rahmen des Forschungsaufenthaltes im Juni 2009 im Kosovo wurden darüber hinaus 
Mitarbeiter der UNMIK-Mission interviewt.

10  Zum in der vorliegenden Arbeit verwendeten Begriff der Ausübung von Hoheitsgewalt 
siehe unten S. 138 ff.

11  Vgl. auch Richter, in: Asseburg/​Kempin (Hrsg.), ESVP‑Missionen 32 (37, insb. 
Anm. 18). Ähnlich auch Bothe/​Marauhn, in: Tomuschat (Hrsg.), Kosovo, 217 (230): „[…] the 
administration is comprehensive in terms of legislative, executive and judicial powers“. Zur 
ausführlichen Analyse des Begriffs „administration“ im Kontext von Verwaltungsmissionen 
Reich, UNMIK, S. 41 ff., 52 ff.

12  Zu historischen Vorläufern sowie zu den gegenwärtigen Erscheinungsformen dieses 
Phänomens ausführlich Kiderlen, Verwaltung von Krisengebieten, S. 7 ff.; Stahn, International 
Territorial Administration, S. 43 ff.; Crawford, Creation, S. 233 ff.; Salamun, Democratic Gov-
ernance, S. 15 ff.; Zeh, Übergangsrecht, S. 12 ff.
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tion Verwaltungsmission13 weitere Begriffe verwendet wie „internationale Ter-
ritorialverwaltung“14, „internationale Verwaltung“ bzw. „Administration“15, 
„(internationale) Übergangsverwaltung“16, „(internationale) Zivilverwaltungs-
behörde“17 oder „Gebietsverwaltung“18. Diese Termini werden hier als Synony-
me zu „Verwaltungsmission“ benutzt.

Da die EU über keine individuell rekrutierten, ausschließlich in ihren Diens-
ten stehenden Zivilkräfte verfügt, ist sie bei der Durchführung von zivilen Mis-
sionen auf die Kooperation ihrer Mitgliedstaaten bzw. auch anderer Drittstaa-
ten angewiesen. Im Rahmen der EULEX‑Mission beteiligen sich beinahe alle 
EU‑Mitgliedstaaten sowie Drittstaaten wie die Schweiz, USA, Türkei, Nor-
wegen und Kanada19, die der EULEX‑Mission nationale Experten wie Rich-
ter, Staatsanwälte, Polizisten, Strafvollzugsbeamte und Zöllner zur Verfügung 
stellen und die Kosten für das von ihnen abgeordnete Personal tragen20. Diese 
Staaten werden in der vorliegenden Arbeit als „Entsendestaaten“, „beitragende 
Staaten“ oder „am EULEX‑Einsatz beteiligte Staaten“, die von Ihnen entsand-
ten EULEX‑Mitarbeiter als „sekundiertes“ EULEX‑Personal bezeichnet. EU-
LEX‑Mitarbeiter, die auf Vertragsbasis eingestellt werden, heißen hier „kon-
traktiertes“ EULEX‑Personal.

Unter dem Begriff „Territorialstaat“ bzw. „betroffener Staat“ ist hier der 
Staat zu verstehen, zu dessen Territorium das von der EU verwaltete Gebiet 
völkerrechtlich gehört.

Unter dem Begriff „Konsensverwaltung“ wird eine EU‑Verwaltungsmission 
verstanden, die sich völkerrechtlich auf Grundlage der Einwilligung durch den 
betroffenen Staat rechtfertigt. Als eine „Zwangsverwaltung“ wird dagegen eine 
EU‑Verwaltungsmission bezeichnet, die unabhängig vom Willen des Territo-

13  Forster, Nation Building, S. 106; Schaller/​Schneckener, Das Peacebuilding-System der 
UN, S. 15; Reich, UNMIK, S. 35.

14  „International territorial administration“: Stahn, International Territorial Administra-
tion, S. 43 ff.; Smyrek, Internationally Administered Territories, S. 27; Cameron, Accountabili-
ty, S. 14 ff.; Wilde, AJIL 95 (2001), 583 ff.; Reich, UNMIK, S. 35 und m. w. N. S. 52 ff.

15  „International administration“: Crawford, Creation, S. 408; Chesterman, Justice, S. 1 ff.; 
Brabandere, Post-conflict Administrations, S. 15 ff.; m. w. N. Hennes, Hoheitsgewalt, S. 76 ff.; 
Reich, UNMIK, S. 29 und m. w. N. S. 52 ff.

16  Wählisch, in: Tomuschat (Hrsg.), Weltordnungsmodelle, 163 (173); Stahn, HJIL 27 
(2005), 311 ff.; Schaller/​Schneckener, Das Peacebuilding-System der UN, S. 15; Rossbacher, 
UNMIK, S. 30 ff.; Zeh, Übergangsrecht, S. 12 ff.; vgl. Reich, UNMIK, S. 57.

17  Rehs, Gerichtliche Kontrolle, S. 122. Reich, UNMIK, S. 29 f., spricht im Zusammen-
hang mit der UNMIK‑Mission von einer „Verwaltungsbehörde“.

18  Kiderlen, Verwaltung von Krisengebieten, S. 3.
19  Mit diesen Staaten hat die EU entsprechende Verträge abgeschlossen. Zu Nachweisen 

siehe unten S. 314.
20  Vgl. Art. 9 Abs. 2 der Gemeinsamen Aktion des Rates 2008/124/GASP v. 4. Februar 

2008 über die Rechtsstaatlichkeitsmission der Europäischen Union im Kosovo, EULEX Ko-
sovo, ABl. EU Nr. L 42, S. 92 (siehe bei „Materialienverzeichnis“, S. 557).
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rialstaats und seiner Bevölkerung eingerichtet und i. d. R. durch den UN‑Sicher-
heitsrat autorisiert wurde21.

E.  Staats- und Ortsnamen

In Hinblick auf die geografische Bezeichnung der für die vorliegende Unter-
suchung relevanten Region finden sich in der Sprachpraxis unterschiedliche Be-
nennungen wie „der Kosovo“, „das Kosovo“ oder nur „Kosovo“. Im Serbischen 
wird das Gebiet als „Kosovo i Metohija“22 bezeichnet und im Albanischen „Ko-
sova“23. Da sich in den Medien, aber auch in der internationalen Gemeinschaft 
und der EU „das Kosovo“ wohl durchgesetzt hat, wird auch in der vorliegenden 
Arbeit diese Bezeichnung verwendet.

Die Bezeichnung von Ortschaften erfolgt grundsätzlich zweisprachig durch 
Angabe sowohl der albanischen als auch der serbischen Schreibweise, wie dies 
der gängige Sprachgebrauch der EULEX‑Richterschaft ist24. Die gewählte Rei-
henfolge beinhaltet keine politische Wertung. Für die Hauptstadt des Kosovo 
wird allerdings – davon abweichend – die bekanntere Bezeichnung „Pristina“ 
verwendet und nicht „Prishtinë/​Priština“.

Als „Nord-Kosovo“ wird ein Gebiet bezeichnet, das die serbisch besiedel-
ten Gemeinden des Kosovo Leposaviq/​Leposavić, Zubin Potok und Zveçan/​
Zvečan sowie den nördlich des Flusses Ibër/​Ibar gelegenen Teil der Gemeinde 
Mitrovicë/a umfasst25.

Mit dem Begriff „Kosovare“ werden in der vorliegenden Arbeit ausschließ-
lich die im Gebiet des Kosovo lebenden Personen bezeichnet, ohne damit die 
Frage der Staatsangehörigkeit zu implizieren. Außerdem sind damit alle eth-
nischen Gruppen gemeint. Sollte die Erwähnung der ethnischen Zugehörigkeit 
in einem bestimmten Zusammenhang erforderlich sein, erfolgt dies in der fol-
genden Art: „Kosovo-Serbe“ oder „Kosovo-Albaner“.

Mit der „Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien (SFRJ)“ ist hier 
das in 1945 gegründete kommunistische Regime mit sechs Teilrepubliken26 

21  Die Begriffe „Konsensverwaltung“ und „Zwangsverwaltung“ wurden von Kiderlen, 
Verwaltung von Krisengebieten, S. 4, definiert.

22  Brunner, in: Clewing/​Reuter (Hrsg.), Kosovo-Konflikt, 117 (117).
23  Dazu Reuter, Mythos, in: Clewing/​Reuter (Hrsg.), Kosovo-Konflikt, 139 (151); vgl. 

auch Wierse, Post-Conflict, S. VII; Rossbacher, UNMIK, S. 37; Kiderlen, Verwaltung von Kri-
sengebieten, S. 59; Brown, Chi.‑Kent L. Rev 80 (2005), 235 (238).

24  Siehe EULEX – Court Judgments, abrufbar unter: http://www.eu​lex-kosovo.eu/en/judg​
ments/; http://www.eu​lex-kosovo.eu/?page=2,8 (letzter Zugriff am 1. August 2019).

25  Siehe EU‑Kommission, Machbarkeitsstudie für ein SAA zwischen der EU und Kosovo, 
Dok. COM(2012) 602 final vom 10. Oktober 2012, S. 5.

26  Serbien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro und Mazedo-
nien.
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gemeint. Unter „Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ)“ sind die zwei Teilrepu-
bliken Serbien und Montenegro als Nachfolgerin der SFRJ zu verstehen, die 
sich im Jahre 1992 neukonstituiert und im Jahre 2003 in „Staatenunion Serbien 
und Montenegro“ umbenannt haben. Dieser Staatenbund existierte bis 2006, als 
Montenegro sich für unabhängig erklärte. Die Bezeichnung „das heutige Ser-
bien“ wird für die Republik Serbien verwendet, die seit 2006 alleiniger Rechts-
nachfolger dieses Staatenbunds ist.
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Substitution Mission  219–222, 225 f., 

366, 502

Tätigkeit, hoheitliche  148, 232, 299, 339, 
416, 512

–	 siehe auch hoheitliche Aufgabe, 
hoheitliches Befugnis, hoheitliche 
Maßnahme

Tätigkeitsfeld der EULEX-Mission, 
territoriales  314, 505

Territorialstaat  1, 7, 18, 139, 143, 152–
161, 208, 256 f., 458

Territorialverwaltung, internationale  1, 5, 
7, 142, 155, 161 f., 183, 209, 227, 234, 
256, 278, 287, 323, 358

–	 siehe auch Friedenssicherungsmis-
sion, Gebietsverwaltung, internatio
nale Verwaltung, Verwaltungsmission, 
internationale Übergangsverwaltung, 
internationale Zivilverwaltungs
behörde

Terrorismus  32, 84, 111, 115, 144, 339, 
349, 367, 382, 459

Treuhandverwaltung  188, 237 f., 246

Über-/Unterordnungsverhältnis, siehe 
Subordinationsverhältnis

Übergangsverwaltung, internationale  2 f., 
7, 23, 302 f., 329, 360, 404, 503

–	 siehe auch Friedenssicherungsmission, 
Gebietsverwaltung, internationale Ver-
waltung, Verwaltungsmission, interna-
tionale Territorialverwaltung, interna-
tionale Zivilverwaltungsbehörde

–	 UNMIK–Übergangsverwaltung, siehe 
UNMIK-Mission

Überwachung der Telekommunikation  345
–	 siehe auch Observation
UÇK-Befreiungarmee  14 f., 16, 81–86, 
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Völkerrechts  235, 247–249, 285, 489

–	 humanitäres Völkerrecht  237 f., 242, 
246 f., 358 f.

–	 Völkergewohnheitsrecht  145, 188, 
235–243, 245, 247, 284, 328 f., 332, 
354, 358–360, 461, 474, 507, 513, 
514 f., 518

–	 völkerrechtlich wirksame Einladung  
155–162, 208, 288–296

–	 völkerrechtliche Kompetenzgrundlage  
24–30, 150, 154, 282, 287, 499–502, 
521

–	 völkerrechtliche Verantwortlichkeit  
461–468, 471, 473 f., 517

–	 völkerrechtliches Mandat der EULEX-
Mission  146, 148, 287, 312, 322, 422, 
434, 443–445, 499–506, 509, 511, 
514 f.

–	 zwingende Völkerrechtsnorm, siehe ius 
cogens

–	 Völkerrechtmäßigkeit  50, 255, 282, 
288, 292 f., 295, 301, 311, 318, 500

Völkerrechtssubjekt  1, 150, 153, 156, 
208, 248, 282, 296, 311, 354, 413

–	 siehe auch internationale Organisation
Vorgabe, rechtliche  2, 4 f., 234 f., 252, 

258, 283, 318, 323, 326, 332, 339, 342, 
347, 362, 376, 395, 435, 444, 474, 506, 
509–511

–	 siehe auch Rechtmäßigkeitsanfor-
derung, rechtlicher Standard

Waffenhandel  115–120, 144, 383, 459
Weisung  34, 147 f., 334, 340, 350, 351, 

369 f., 375, 436, 440, 465–469, 475 f., 
490, 505, 517

Wiederaufbau  19, 32, 159 f., 215, 221, 
225, 451

Zeugenschutz  33, 53, 59, 64, 82, 144, 
368, 447, 459
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Zivile Strategische Option (CSO)  231
Ziviler Planungs- und Durchführungsstab 

(CPCC)  5, 34, 41, 42, 87, 231, 288 f., 
300, 331, 334, 338, 365, 375, 441, 442, 
465, 480, 483

Zivilpräsenz im Kosovo, internationale  4, 
11, 19, 21–24, 297, 303–309, 326–328, 
444, 501

Zivilverwaltungsbehörde, internatio
nale  7

–	 siehe auch Friedenssicherungsmission, 
Gebietsverwaltung, internationale Ver-
waltung, Verwaltungsmission, interna-
tionale Territorialverwaltung, interna-
tionale Übergangsverwaltung

Zoll  31, 44 f., 72, 257, 299, 305, 313, 
336, 353, 368, 380, 394, 444, 458, 500, 
511

–	 Zollkodex  394 f., 399, 404, 416, 508, 
513

–	 Zollkomponente der EULEX-Mission  
34, 40, 42, 44, 133, 332 f., 509, siehe 
auch Struktur der EULEX-Mission

–	 Zollkontrolle  2, 23, 29, 31 f., 40, 44, 
133–136, 145, 339, 346, 368, 446, 455, 
483

–	 „Zollkrieg“  78
Zollbeamter, siehe Zoll
Zurechenbarkeit des Fehlverhaltens  295, 

461–469, 473, 476, 480
Zusammensetzung der Spruchkörper  240, 

266, 284, 390–393
Zuständigkeitsverteilung bei der Durch-

führung polizeilicher Aktionen 
(Sicherheitsreihe first – second – third 
responder)  76, 337 f., 510 f.

Zustimmungserklärung des Territorial-
staates, siehe Einwilligung des Territo-
rialstaates

Zwangsmaßnahme  155, 163, 164–168, 
183–201, 311, 432

Zwangsverwaltung  7, 8, 154 f., 162–209, 
296–312
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